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Im internationalen Durchschnitt werden
70 Prozent des geförderten Wassers in
der Landwirtschaft verbraucht, 22 Pro-

zent nutzt die Industrie und nur acht Prozent
steht als Trinkwasser für die Versorgung der
Bevölkerung zur Verfügung. Diese acht Pro-
zent jedoch produzieren die meisten Schlag-
zeilen, zuletzt im Februar 2010, als der
Bundesgerichtshof (BGH) ein Urteil des
Oberlandesgerichts Frankfurt vom Novem-
ber 2008 und damit das Handeln der hessi-
schen Kartellwächter bestätigte. Diese hatten
die Wasserpreise der enwag energie- und was-
sergesellschaft mbH aus Wetzlar für zu hoch
befunden und die Wetzlarer Wasserlieferan-
ten per Verfügung zu einer Preissenkung um
29 Prozent vergattert. Begründung: Die en-

wag habe ihre marktbeherrschende Stellung
missbraucht, sie habe höhere Preise als ver-
gleichbare Wasserversorger gefordert. 

Die Wetzlarer legten dagegen Berufung
ein, rechtfertigten die höheren Preise mit
der besonderen Lage der Stadt – Wetzlar
liegt am Rande eines Mittelgebirges. Dort
sei eine Verteilung des Wassers sehr schwie-
rig – und damit teuer, so die Argumenta-
tion. Doch vergeblich, der BGH ließ diese
Begründung nicht gelten und sorgt damit
für Sorgenfalten bei vielen der rund 6.200
Wasserversorger in Deutschland, schließ-
lich könnte das Urteil ja bundesweite Sig-
nalwirkung entfalten. Nach Strom und Gas
könnten deutsche Kartellbehörden künftig
bundesweit den Wassermarkt unter die Lu-

pe nehmen. Im August ist in Wiesbaden ei-
ne Expertengruppe zusammengekommen
sein, um ein einheitliches Vorgehen der
Bund- und Länderkontrolleure und eine
Verschärfung der Aufsicht zu entwickeln.

Doch ist die Jagd auf vermeintliche Preis-
sünder tatsächlich gerechtfertigt? Welche
Vergleichsmaßstäbe sind dabei ggf. zugrun-
de zu legen, denn woher kommen hier zu
Lande die regionalen Preisunterschiede zwi-
schen 0,50 Cent und gut vier Euro für den
Kubikmeter? Und ist ein professionelles
Benchmarking nicht eine praxistaugliche
Alternative zur kartellrechtlichen Überprü-
fung? Fragen, denen Moderator Dr. Ger-
hard Voss beim rathausconsult-Roundtable
auf dem Petersberg erst einmal die Erkundi-
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Benchmarking als Königsweg?
Der Bundesgerichtshof stärkte im Februar den Kartellwächtern mit einem Grundsatzurteil den

Rücken. Die Wettbewerbshüter können künftig niedrigere Wasserpreise durchsetzen. 
Im Fokus des Urteils stand die enwag aus Wetzlar, die angeblich ihren Kunden um 29 Prozent

zu teure Wasserpreise zugemutet hatte. Doch was ist eigentlich ein 
gerechtfertigter Wasserpreis? Darüber debattierten ausgewiesene Experten am 26. August 

auf Einladung von rathausconsult auf dem Petersberg bei Bonn.



gung vorausschickte, wie denn die enwag in
den vergangenen Monaten auf das BGH-
Urteil reagiert habe.

„Wir sind gezwungen, unsere Wasserver-
sorgung neu zu strukturieren“, antwortete
Detlef Stein, Geschäftsführer des Unterneh-
mens aus dem hessischen Wetzlar. Bei der
Suche nach einem Ausweg sei man im
Grunde auf dem Weg der Rekommunalisie-
rung, denn unter den verschiedenen mög-
lichen Modellen zeichne sich ab, dass die
enwag die Wasserversorgungsanlagen wahr-
scheinlich verpachten und den „techni-
schen Betrieb unter die hoheitliche Aufsicht
eines Eigenbetriebs stellen werde“. 

Für Ökonomen klinge das Stichwort Re-
kommunalisierung nicht unbedingt nach
mehr Effizienz, warf Moderator Voss kri-
tisch ein. Das BGH-Urteil öffne doch gera-
de die Tür für Effizienzvergleiche, damit die
unterschiedlichen Preise hinterfragt werden
könnten. Allerdings sei in der Diskussion
zwischen Wasserwirtschaft, Verbänden, Po-
litik und Kartellwächtern weiterhin strittig,
wie sinnvoll solche Vergleiche überhaupt

seien, sprich auf welcher Datenbasis sie ggf.
vorgenommen werden müssten.

Die bisherigen, meist willkürlichen Ver-
gleiche unter den Wasserversorgern seien
„sehr gewagt“, stimmte Professor Martin
Stachowske vom IWEB Institut für Wasser
& Energie in Bochum zu. So hätten die Ver-
sorger im Jahre 1990 noch 80-90 Prozent
Fixkosten gehabt, deren Anteil durch Ab-
schreibungen inzwischen nur noch bei 50
bis 60 Prozent liege. Dafür sei der Personal-
aufwand gestiegen. Das zeige schon, dass es
in den letzten 20 Jahren „innere Struktur-
verschiebungen“ bei den Kosten gegeben
habe, deren Umfang und Gründe über ein
pauschalisiertes Benchmarking kaum zu er-
mitteln seien. Besser sei daher ein tiefer und
detaillierter Blick ins Rechnungswesen, so-
fern denn überhaupt eine transparente Ko-
stenrechnung vorliege, was durchaus nicht
bei allen Versorgern der Fall sei, wie Sta-
chowske kritisch anmerkte. 

Der BGH hatte in seinem Urteil die Ver-
gleichbarkeit von Wasserlieferanten grund-
sätzlich bejaht, allerdings ohne entsprechen-

de Kriterien zu hinterfragen. Dies hatten
nicht nur der Verband kommunaler Unter-
nehmen (VKU) und der Bundesverband der
Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW)
moniert. Die Entscheidung führe zu Recht-
sunsicherheit, denn es bleibe unklar, wie
Wasserpreise künftig ermittelt werden könn-
ten, die vor Landeskartellbehörden und Ge-
richten Bestand hätten, so etwa der BDEW. 

Vor diesem Hintergrund berichtete Dr.
Kristian Kassebohm, Bereichsleiter Unter-
nehmensentwicklung bei der Mainova AG,
Erstaunliches aus dem eigenen Unterneh-
men. Laut den Aufsichtsbehörden solle die
Mainova, die in Frankfurt etwa 670.000
Bürger mit Trinkwasser versorgt, ihre Preise
um fast 40 Prozent senken. Im krassen
Gegensatz zu dieser Forderung stehe die Tat-
sache, dass die Mainova seit acht Jahren die
Preise nicht mehr erhöht habe, jede Produk-
tivitätssteigerung also in Form von Preissta-
bilität an den Verbraucher weitergegeben ha-
be. Zurzeit schreibe die Wassersparte im Pri-
vatkundensegment sogar Verlust. Dass die
Preise nicht erhöht werden, sei auch auf das
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Selbstverständnis von Vorstand und Auf-
sichtsrat bzw. des kommunalen Anteilseig-
ners zurückzuführen, die die Wasserversor-
gung als Teil der Daseinsvorsorge begriffen
und weniger nach Gewinnmaximierung
schielten. Setzten sich die Kartellbehörden
mit ihrer Forderung nach einer radikalen
Preissenkung nun durch, sei die Mainova
allerdings gezwungen, ein „dauerhaft defizi-
täres Geschäftsfeld abzugeben“. Eine Re-
kommunalisierung wäre dabei „nur allerletz-
ter Ausweg“, so Kassebohm. Eine Wettbe-
werbs-Ausschreibung der Wasserversorgung
würde vor dem skizzierten Hintergrund
gänzlich ins Leere gehen. „Glauben Sie nicht,

dass irgendjemand im Rhein-Main-Gebiet
Wasser um 40 Prozent günstiger anbieten
kann als die Mainova“, sagte er kämpferisch.

Dass die Versorger eben nicht zu tief in die
Taschen der Verbraucher greifen, reklamierte
auch Dr. Manfred Scholle, Vorstandsvorsit-
zender der Gelsenwasser AG, die 230 Millio-
nen Kubikmeter pro Jahr an rund 2,7 Milli-
onen Bürger, Industriekunden und Wieder-
verkäufer liefert, und damit zu den größten
Wasserversorgern Deutschlands zählt. „In
der Bundesrepublik zahlen die Bürger gerade
mal 27 Cent pro Einwohner und Tag für das
Lebensmittel Nummer Eins, welches die
Versorger in einer hervorragenden Qualität

zur Verfügung stellen“, so Scholle. Obwohl
der Pro-Kopf-Verbrauch seit 1997 von rund
160 auf 127 Liter gefallen sei, die Kosten
aber gleich geblieben seien, investiere die
Branche kontinuierlich auch in das Lei-
tungsnetz. Mit dem Ergebnis, dass sich das
Netz hier zu Lande in einem beispielhaften
Zustand befände, während andernorts in
Europa bis zu 30 Prozent Leitungsverluste
aufgrund von Leckagen aufträten.

Diese und andere Anstrengungen der
Branche müssten doch auch bei den Kartell-
behörden anerkannt werden. Scholle:
„Wenn ich beispielsweise durch moderne
Wasserwerkstechnik präventiv in den Ge-
wässerschutz investiere, kann es doch nicht
sein, dass mir ein Kartellamt später diese Ko-
sten im Rahmen der Preisbildung nicht an-
erkennt.“ Scholle erinnerte in diesem Zu-
sammenhang daran, dass sein Unternehmen
schon Anfang der 90-er Jahre in Aktivkohle-
anlagen an der Ruhr investiert habe, obwohl
die erste ernsthafte Notwendigkeit dafür erst
in 2006 auftrat, als eine Belastung des Ruhr-
wasser mit perfluorierten Tensiden (PFT)
monatelang Schlagzeilen machte.

Die hessischen Kartellwächter seien
schlichtweg auf dem falschen Weg, denn si-
cherlich gäbe es ineffiziente Unternehmen
in der Branche, aber, so der Chef des Gel-
senkirchener Konzerns, der inzwischen zum
international operierenden Dienstleister für
Wasser, Abwasser und Energie herange-
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DIE TEILNEHMER

Klemens Bellefontaine: Ein Vergleich von Kosten in
der derzeit praktizierten Form ist nicht zulässig.

Dr. Hubertus Bardt: Bei über 6.000 Unternehmen 
am Markt gibt es garantiert Synergien zu heben
durch Kooperationen.

Reinhold Hüls: Die Politik muss ihre Hausaufgaben
machen und einen vergleichbaren Rahmen schaffen.



wachsen ist, „an dieses Thema geht man
doch ganz anders ran“. Beispielweise durch
ein Benchmarking, wie es in Nordrhein-
Westfalen bereits betrieben werde. Hier
könne jeder vom anderen lernen und Syner-
gien in der Region nutzen.

Einen etwas anderen Blickwinkel als die
von kommunalen Aktionären bestimmte
Gelsenwasser AG hat die Veolia Wasser
GmbH, Tochter des weltweit operierenden
Umweltdienstleisters Veolia Environne-
ment. Geschäftsführer Reinhold Hüls plä-
diert frank und frei für die kürzlich in einem
Gutachten von der Monopolkommission
geforderte Ausschreibung von Leistungspa-
keten in der Wasserversorgung. „Da verspre-
chen wir uns schon noch einen attraktiven
Markt.“ Die Kommunen könnten dann ent-
scheiden, wer die dann durch den Wettbe-
werb erzielten Effizienzgewinne bekomme.

Hüls listete zugleich eine Latte von Män-
geln im Wasserversorgungsmarkt auf, be-
klagte zum Beispiel die „ganz unterschied-
lichen Bedingungen am Markt“. So genös-
sen die öffentlich-rechtlich organisierten
Unternehmen im Grunde einen Schutz-
zaun, da sie sich nicht mit dem Kartellrecht
herumschlagen müssten. Zudem existiere
bundesweit „ein Sammelsurium von Be-
stimmungen“. In Nordrhein-Westfalen bei-
spielsweise sei es möglich, im Rahmen der
Abschreibung Wiederbeschaffungswerte
anzusetzen, während dies in Bayern nicht

möglich sei. Manche Unternehmen müs-
sten Konzessionsabgabe und Grundwasser-
entnahmeentgelt zahlen, andere wiederum
nicht, kurzum ein Flickenteppich unter-
schiedlichster Rahmenbedingungen.

Politik muss ihre 
Hausaufgaben machen

Deshalb, so Hüls, müsse die Politik ihre
Hausaufgaben machen und einen vergleich-
baren Rahmen schaffen, übrigens auch für
die Abwasserseite. Bis dahin mache es über-
haupt keinen Sinn, etwaige Effizienzunter-
schiede zwischen Unternehmen mit irgend-
welchen Rechnungsmethoden herleiten zu
wollen, so der Manager der Veolia Wasser
GmbH, die inzwischen zum Dienstleis -
tungspartner von über 300 Kommunen
und zahlreichen Industrieunternehmen in
Deutschland avanciert ist. Wer konkret denn
diese Hausaufgaben leisten müsse, fragte Mo-
derator Dr. Gerhard Voss nach. Schließlich
sei Wasser Ländersache. In der Tat liege das
Wasserrecht bei den Ländern, das Kartell-
recht aber beim Bund, antwortete Hüls und
präzisierte: „Es sind bundeseinheitliche Rege-
lungen dort gefragt, wo es um die Preisüber-
prüfung geht, weniger bei organisatorisch-
technischen Fragen, da zwischen Flensburg
und Garmisch schon durch die Topographie
und das Wasserdargebot unterschiedliche
Gegebenheiten zu berücksichtigen sind.“

In der Tat: Wenn die Rahmenbedingun-
gen nicht geändert würden, werde es wieder
mehr öffentlich-rechtliche Unternehmen ge-
ben, prognostizierte Klemens Bellefontaine,
Geschäftsführer bei der Mittelrheinische
Treuhand GmbH in Koblenz. Es gehe je-
doch nicht um einen Wettbewerb zwischen
Organisations- bzw. Rechtsformen, sondern
um das Ziel eines sachgerechten Kostenver-
gleichs. Er hielt einen Vergleich von Preisen
in der derzeit praktizierten Form für „nicht
zulässig“, gesucht werde vielmehr ein Ver-
gleichsmaßstab, der aussage, wie hoch ein
Bürger insgesamt durch die Wasserversor-
gung belastet sei. Hier müssten dann näm-
lich auch die Subventionen und Finanzsprit-
zen einfließen, die manche Länder in die
Versorgungsstrukturen pumpten.

Die reine Diskussion um Rechnungswe-
sen und Finanzierungsfragen genüge bei
weitem nicht, monierte daran anschließend
IWEB-Wissenschaftler Stachowske. Man
müsse auch über Standards diskutieren dür-
fen. Beispiele: Brauchen wir ein so perfektes
Leitungsnetz, oder dürfen es auch zehn bis
12 Prozent Verlust sein? Braucht jedes Rei-
henhaus einen Hausanschluss, oder können
sich auch zwei Wohneinheiten einen sol-
chen teilen? Brauchen wir vor jeder Haus -
türe einen Schieber, um abzusperren? Oder
auch: Sind die Volumina der Wasseraufbe-
reitungsanlagen noch zeitgemäß, wo doch
in vielen Regionen auch der Wasserver-
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Dr. Kristian Kassebohm: Eine Rekommunalisierung
wäre nur der allerletzte Ausweg.

Gerhard Odenkirchen: Benchmarking ist kein Ersatz
für kartellrechtliche Überprüfungen.

Dr. Manfred Scholle: Zehn oder 12 Prozent Wasser-
verlust sind überhaupt nicht egal!



brauch von Industrie und Gewerbe zurück -
gegangen ist? Könnten von den 6.200 Ver-
sorgern, von denen sehr viele seit Dekaden
unverändert geführt werden, nicht etliche
durch Einkaufskooperationen zu erheb-
lichen Kostenreduzierungen kommen?

Das rief Gelsenwasser-Chef Scholle auf
den Plan. „Zehn oder 12 Prozent Wasserver-
lust sind überhaupt nicht egal“, empörte er
sich, „Leckagen im Netz schaden der Qua-
lität des gelieferten Wassers. Und auch den
Vorwurf zu groß dimensionierter Infra-
struktur wollte Scholle nicht unkommen-
tiert hinnehmen. „Wir sind dabei, unsere
Leitungssysteme umzubauen, zu große Lei-
tungsquerschnitte beispielsweise gehören
deshalb schon bald der Vergangenheit an.“
Alles in allem investiere die Wasserwirt-
schaft für Qualität und in die Zukunft, da
brauche es keine Diskussion um Standards.

Wenn eine Diskussion über Standards
nicht weiterführe, so wollte Moderator Voss
wissen, welche Hebel könnten denn dann
umgelegt werden, um Ineffizienz in der
Wasserversorgung zu beseitigen? „Bei über
6.000 Unternehmen am Markt gebe es gar-
antiert Synergien zu heben durch Koopera-
tionen oder Fusionen, antwortete darauf Dr.
Hubertus Bardt, Leiter der Forschungsstelle
Umwelt und Energieökonomik beim Insti-
tut der deutschen Wirtschaft in Köln. Ga-
rant für eine „Effizienzhebung“ sei auch der
Ausschreibungswettbewerb, obgleich dieser

politisch oft nicht gewollt werde. Und es
brauche eine professionelle Institution, die
dabei helfe, Kosten miteinander zu verglei-
chen, ähnlich der Rolle der Bundesnetza-
gentur bei Strom und Telekommunikation.
Man müsse, so Barth, „Kompetenz aufbau-
en, um schwierig zu vergleichende Dinge
transparent zu machen“.

Eine rein wirtschaftliche Betrachtung sei
„nicht zielführend“, meinte demgegenüber
Gerhard Odenkirchen, Leiter des Referates
Grundsatzfragen Wasserwirtschaft beim Mi-
nisterium für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz in

NRW. Die Länderarbeitsgemeinschaft Was-
ser habe aktuell ein Papier gefertigt, das zu-
sammentrage, was eigentlich zu einer soliden
Wasserversorgung alles dazugehöre. Und da-
bei träten zum Beispiel hygienische Aspekte
oder auch Facetten wie die Löschwasserver-
sorgung zutage, was bei einer reinen Preisdi-
skussion unter den Tisch falle. Die zentrale
Frage sei, wie man Wasserversorger dazu mo-
tiviere, ihre Effizienzpotenziale auszuschöp-
fen. Und dabei sei ein Benchmarking-Pro-
zess, wie ihn NRW kürzlich angeschoben ha-
be, schon der richtige Weg. Benchmarking
veranlasse zum Nachdenken, und genau das
sei bekanntlich die Vorstufe der Innovation.
Ein Ersatz für kartellrechtliche Überprüfun-
gen sei es allerdings ausdrücklich nicht …

Feigenblattveranstaltung 
der Wasserwirtschaft?

Enwag-Manager Detlef Stein schilderte
in diesem Zusammenhang noch einmal die
konkreten Schwierigkeiten seines Unterneh-
mens im Kartellverfahren, das in der Konse-
quenz zum eingangs beschriebenen BGH-
Urteil führte. Zum einen sei es sehr schwierig
gewesen, die Zahlen aus dem Rechnungswe-
sen der enwag auf die Kostenstellensystema-
tik der Landeskartellbehörde zu trimmen.
Zum anderen habe das Unternehmen seine
Zahlen sauber offen gelegt, aber niemand ha-
be die Frage gestellt, ob denn die zum Ver-
gleich herangezogenen 18 anderen Unter-
nehmen ihre Kosten sachgerecht und richtig
angegeben hätten. Stein: „Es ging in dem
Verfahren auch nirgends um die Frage, ob
Kosten gerechtfertigt sein können oder
nicht. Wir haben mehrfach 200 Meter Hö-
henunterschied zu überwinden, deshalb 30
Druckzonen im Versorgungsgebiet und wur-
den verglichen mit Unternehmen, die in ih-
rer Region lediglich 0,5 Meter Höhenunter-
schied zu bewältigen haben.“ Auch sei keines
der 18 Vergleichsunternehmen TSM-zertifi-
ziert gewesen (Anm. der Red.: TSM-Zertifi-
zierung umfasst eine freiwillige Überprüfung
der Aufbau- und Ablauforganisation sowie
der technischen Sicherheit). Und selbst die
erfolgreiche Teilnahme an einem Benchmar-
king im Jahre 2005 sei kein Rettungsanker
gewesen, da die Landeskartellbehörde das
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Detlef Stein: Wir sind gezwungen, unsere Wasser-
versorgung neu zu strukturieren.

Prof. Dr. Martin Stachowske: Nicht mehr die 
bestmöglichen Standards anstreben, sondern die
notwendigen.

Benchmark (engl. „Maßstab“) oder
Bench marking (= Maßstäbe setzen) be-
zeichnet eine vergleichende Analyse
mit einem festgelegten Referenzwert.
Es wird in vielen verschiedenen Gebie-
ten mit unterschiedlichen Methoden
und Zielen angewendet: Benchmar-
king in der Betriebswirtschaft ist ein sy-
stematischer und kontinuierlicher Pro-
zess des Vergleichens von Produkten,
Dienstleistungen und Prozessen im ei-
genen Unternehmen sowie mit denen
in fremden Unternehmen in qualitati-
ver und/oder quantitativer Hinsicht. 

Quelle: Wikipedia

BENCHMARKING



Benchmarking als „Feigenblattveranstaltung
der Wasserwirtschaft“ verworfen habe.

Angesichts dieser Irrungen und Wirrun-
gen erscheint das Attribut „unbefriedigend“
für die aktuelle Sachlage noch freundlich ge-
wählt. Kristian Kassebohm von der Mainova
legte sogar noch eins drauf. Während ein Kar-
tellverfahren gegen die Mainova eine Forde-
rung nach 38-prozentiger Preissenkung erge-
ben habe, sei der Landesrechnungshof in ei-
nem zeitgleich durchgeführten Verfahren
zum Ergebnis gekommen, dass die Abgabe-
preise der Mainova um zwei Prozent erhöht
werden müssten. Um zu den durchschnitt-
lichen Wasserpreisen in Deutschland, die sich
auf Internetportalen ablesen lassen, aufzu-
schließen, müsste das Unternehmen seine
Preise sogar um zehn Cent erhöhen. Alle bis-
herigen Verfahren haben Defizite, resümierte
der Mainova-Manager vor diesem Hinter-
grund. Die Crux sei, ein Verfahren zu finden,
das tatsächliche Vergleichbarkeit herstellt.
Benchmarking könne ein solches Verfahren
werden, da es einen einheitlichen Standard
gewährleisten könnte, Voraussetzung sei aber
die Akzeptanz seitens der Behörden.

Veolia-Geschäftsführer Hüls zeigte sich er-
schrocken ob der für viele am Runden Tisch
offenbar neuen Information, dass die Ver-
gleichsunternehmen im enwag-Verfahren
nicht einmal über eine TSM-Zertifizierung
verfügen. „Wenn es tatsächlich noch viele
Unternehmen in der Wasserversorgung gibt,
die nicht einmal dieses unterste Level einer
Zertifizierung erreichen, dann gibt es in der
Wasserwirtschaft wahrhaftig noch einiges zu
tun, um wirklich besser, sprich effizienter zu
werden. Das geschilderte Beispiel zeige ganz
eindeutig, dass man nicht einfach x-beliebige
Vergleichsunternehmen heranziehen könne,
sondern eine wirklich detaillierte, in einzelne
Positionen hinein gehende Kostenprüfung
vornehmen müsse. Dafür sei ein freiwilliges
Benchmarking sicher ein Schritt in die richti-
ge Richtung, aber sicher nicht der Königsweg.

Professor Stachowske plädierte an dieser
Stelle für den täglichen Wettbewerb um die
Hebung von Effizienzpotenzialen, etwa
durch die Aufhebung der bislang in der Was-
serwirtschaft vorherrschenden Inselsysteme.
Durch die EU-Trinkwasserrichtlinie seien
die Versorger heute gefordert, in allen Unter-

nehmen Wasser in fast gleicher Qualität in
die Netze einzuspeisen. „Warum können wir
nicht in Duisburg Wasser bestellen und es zu
Bochumer Preisen bekommen?“, fragte er.
„Das haben wir doch beim Strom auch hin-
gekriegt.“ Selbst wenn dieser Wettbewerb
nur zu 20 oder 30 Euro Entlastung für die
Haushaltskassen der Verbraucher führen
würde, so sei der Effekt beispielsweise für ei-
ne alleinerziehende Mutter, dass sie von die-
sem Geld zwei Schulbücher kaufen könne.
Jeder Versorger habe die Pflicht, dem Bürger
so wenig Geld wie möglich abzunehmen.
Das käme dem Verbraucher nicht billiger,
sondern teurer, konterte allerdings Veolia-
Mann Reinhold Hüls, denn die Vernetzung
der Inselsysteme bräuchte riesige Investitio-
nen, die natürlich auf den Preis durchschla-
gen würden. Zudem könne man nicht ein-
fach Wasser zusammenfließen lassen, es gebe
nur wenige Fälle, in denen das kostbare Nass
von der Chemie her vergleichbar sei.

Welche Empfehlung denn die Experten
am Tisch an die Politik hätten, wollte Ger-
hard Voss zum Ende der spannenden Diskus-
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sion wissen. „Benchmarks und ein runder
Tisch auf Länderebene, das bringt viel mehr
als weitere Verfügungen und Verordnungen“,
bilanzierte Gelsenwasser-Vorstand Scholle
kurz und knapp. „Bitte alle vorhandenen
Richtlinien auf den Prüfstand stellen und
entrümpeln, dazu vergleichbare Rahmenbe-
dingungen schaffen“, so Veolia-Geschäfts-
führer Reinhold Hüls. „Durch Kooperatio-
nen Effizienzen heben“, empfahl Mainova-
Bereichsleiter Kassebohm angesichts der zer-
splitterten Versorgerlandschaft von über
6.000 Unternehmen. Und auch von ihm ein
„Ja“ zum Vorschlag runder Tisch. „Die Vor-
schriften zur Kostenkalkulation hinterfra-
gen“, so das Credo von Klemens Bellefontai-
ne. „Nicht mehr die bestmöglichen Stan-
dards anstreben, sondern die notwendigen“,
betonte Professor Stachowske nochmals.
„Ausschreiben und ein professionelles, aus-
differenziertes Benchmarking mit nachge-
schaltetem Preis-Controlling“, forderte Dr.
Hubertus Bardt. Kurzum: Diskussionsstoff
in Hülle und Fülle für einen weiteren Wasser-
Roundtable auf dem Petersberg.

GravelGridINNOVATION

•  Speziell für die Verfüllung mit Schüttgütern entwickelt
• Verhindert Fahrspuren
• Langfristig wasserdurchlässig
•  Kein Abwandern des Materials nach unten
• 0,65 m² pro Platte
• schnell zu verlegen
• …

Die neue grossformatige Spezialplatte  
für die Flächenverfüllung mit Splitt
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